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Öffentliche  
Grünfläche
- Stadtgrün -

MI1 III o
0,6 1,2
SD 30-45°
PD 5-15°
FD

WA1 III o     
0,4  1,2
SD 30 - 45°  
PD  5 - 15°
FD
max. FH 13,50 m

Private 
Grünfläche
- Grabenrandbereich -
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Örtliche Bauvorschriften
(gemäß § 86 Abs.1 und Abs. 4 BauO NRW)

Fassaden und Dächer
a) Im Allgemeinen Wohngebiet sowie im Mischgebiet sind folgende Dachformen und -neigungen 
zulässig:
• Satteldach SD (30-45°)
• Flachdach FD
• Pultdach PD (5-15°).

b) Die Dachflächen baulich zusammenhängender Gebäude und Baukörper (Doppelhäuser) sind in 
Farbe, Material und Struktur einheitlich auszuführen. Bei gemeinsamer Grenzbebauung sind bei 
Hauptgebäuden die Traufhöhe, Dachneigung und Firsthöhe einheitlich zu erstellen.

c) Die Dacheindeckung von Satteldächern ist mit unglasierten und nichtblendenden 
Dachmaterialien in grauen bis schwarzen oder roten bis rotbraunen Farbtönungen auszuführen. 

Flächen für Stellplatzanlagen
a) Stellplätze und ihre Zufahrten sind in luft- und wasserdurchlässiger Bauweise (z.B. Pflaster mit 
mindestens 25 % Fugenanteil, Rasengittersteine oder Schotterrasen) auszuführen.

Einfriedungen
a) Standorte für Müllbehälter sind mit standorttypischen, einheimischen 
Laubgehölz-Heckenpflanzungen (vgl. Pflanzliste ‚Standortgerechte Heckenpflanzen') einzugrünen 
und sichtgeschützt von öffentlichen Verkehrsflächen unterzubringen.

Hinweise
Gemäß § 9 Abs. 6 BauGB werden folgende Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen:

Bergbau
Unter dem gesamten Gebiet der Stadt Hamm geht der Bergbau umher. Daher enthält der 
Bebauungsplan zur Berücksichtigung der Belange des Bergbaus eine entsprechende 
Kennzeichnung gemäß § 9 (5) Nr. 2 BauGB „Flächen, unter denen der Bergbau umgeht". 
Weiterhin werden die Bauherren angehalten, im Zuge der Planung zwecks evtl. notwendig 
werdender Anpassungs- und Sicherungsmaßnahmen (§§ 110FF BBergG) mit der Deutschen 
Steinkohle AG, 44620 Herne, Kontakt aufzunehmen.

Kampfmittelräumdienst
Vor Beginn der Baumaßnahme ist der Kampfmittelräumdienst einzuschalten. Das Absuchen der 
bebaubaren Grundstücksflächen und der Baugruben ist durch den Kampfmittelräumdienst 
zwingend vorgeschrieben. Das Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Zivilschutz (Abt. 
Gefahrenabwehr, Gefahrenprävention und Logistik) der Stadt Hamm (Tel. 02381-9030) ist zu 
verständigen.

Sicherungsmaßnahmen
Vor Baubeginn sind für die gemäß § 9 (1) Nr. 25 BauGB zu erhaltende Bäume Schutz- und 
Sicherungsmaßnahmen nach DIN 18920 (Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und 
Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) vorzunehmen. Die Schutzmaßnahmen umfassen 
neben dem mechanischen Baumschutz auch eine ausreichende Bewässerung der Gehölze.

Oberflächenentwässerung
Für die Ableitung des Oberflächenwassers in den vorhandenen Graben Nr. 654 ist eine 
entwässerungstechnische Konzeption in Zusammenarbeit mit der Unteren Wasserbehörde zu 
erarbeiten.

Artenschutz
Eine vom Büro Landschaftsökologie und Umweltplanung - Wittenborg erarbeitete artenschutzrechtliche Prüfung vom 
30.05.2011 kommt zum Ergebnis, dass keine Belange des Artenschutzes berührt werden. 

DIN-Normen
Die auf dieser Planurkunde genannten DIN-Normen und VDI-Richtlinien können im Bautechnischen Bürgeramt des 
Technischen Rathauses, Gutstav-Heinemann-Straße 10, 59065 Hamm eingesehen werden.

Textliche Festsetzung
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
Allgemeine Wohngebiet gemäß § 4 BauGB
1.1. Die nach § 4 (3) BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
• Ziffer 3: Anlagen für Verwaltungen,
• Ziffer 5: Tankstellen 

sind gemäß § 1 (6) BauNVO nicht Bestandteile des Bebauungsplanes.

Mischgebiet (MI 1) gemäß § 6 BauGB
1.2. Die nach § 6 (2) BauNVO allgemein zulässigen Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 
in den Teilen des Gebiets, die überwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägt sind, sind gemäß § 1 
(6) BauNVO nicht Bestandteile des Bebauungsplanes.

1.3. Die nach § 6 (3) BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten sind gemäß § 1 (6) 
BauNVO nicht Bestandteile des Bebauungsplanes.

1.4. Innerhalb des Mischgebietes MI sind Bordelle und bordellähnliche Betriebe unzulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung 
Mindestbreite von Baugrundstücken (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB)
2.1. Im allgemeinen Wohngebiet gelten folgende Mindestgrundstücksbreiten: 
• Einzelhäuser: 16 m 
• Doppelhäuser: 9 m 

Höhenlage der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 16 und 18 BauNVO)
2.2 Gemäß § 16 (3) BauNVO darf im allgemeinen Wohngebiet die Firsthöhe von max. 13,50 m über 
Höhe fertiger erschließender Verkehrsfläche nicht überschritten werden.

3. Ver- und Entsorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)
3.1. Ver- und Entsorgungsleitungen sowie sämtliche Niederspannungs- und 
Telekommunikationsleitungen sind unterirdisch zu verlegen. 

4. Erhalt von Bäumen und Sträuchern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)
4.1. Der Erhalt des nach § 9 (1) Nr. 25 b BauGB geschützten Altbaumbestandes westlich der 
festgesetzten Privatstraße sowie an der nördlichen Grenze des Bebauungsplanes innerhalb der privaten 
Grünfläche ist langfristig zu gewährleisten. An den zum Erhalt festgesetzten Bäumen sind vor 
Realisierung der Baumaßnahmen zur vorbeugenden Anpassung an die neuen zu erwartenden 
Standortverhältnisse sowie aus Gründen der Verkehrssicherungspflicht (Baum-) Kronenpflegeschnitte 
durchzuführen. (vgl. Hinweis „Sicherungsmaßnahmen“)

5. Bauliche Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen i.S.d. BImSchG (§ 9 
Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
5.1. Für die Schaffung der Wohnverträglichkeit gegenüber den Geräuschemissionen sind 
Lärmminderungsmaßnahmen erforderlich. 
Innerhalb der gekennzeichneten Lärmpegelbereiche (z.B. LPB II: maßgeblicher Lärmpegelbereich) sind 
für die Außenbauteile von Aufenthaltsräumen von Wohnungen ( mit Ausnahmen von Küchen, Bädern 
und Hausarbeitsräumen) bei Neubaumaßnahmen oder wesentlichen Änderungen bestehender Gebäude 
an den lärmzugewandten Seiten der Verkehrswege Kamener Straße und Große Werlstraße die in der 
nachstehenden Tabelle aufgeführten Anforderungen an die Luftschalldämmung (gem. DIN 4109 
„Schallschutz im Hochbau“ Ausg. Nov. 1989 / Bezugsquelle: Beuth-Verlag GmbH, Berlin) einzuhalten. 

5.2. Außenbauteile sind die Bauteile, die Aufenthaltsräume nach außen abschließen, insbesondere 
Fenster, Türen Rollladenkästen, Wände, Dächer und Decken unter nicht ausgebauten Dachgeschossen. 
Das resultierende Schalldämmmaß muss vom Gesamtbauteil erbracht werden. Es sind daher die 
Flächenanteile von Wand, Dach, Fenstern, Dachaufbauten etc. zu ermitteln. Die Berechnung der 
konkreten Dämmwerte erfolgt im Genehmigungsverfahren gem. DIN 4109 (u. Berücksichtigung der 
Tabellen 8 bis. 10). 
Wenn die Fensterfläche in der zu betrachtenden Außenwand eines Raumes mehr als 60 % der 
Außenwandfläche beträgt, sind an die Fenster die gleichen Anforderungen wie an Außenwände zu 
stellen.

5.3. Bei besonders schutzbedürftigen Räumen (z.B. Schlafräumen), die auf der zur Geräuschquelle 
zugewandten Gebäudeseiten angeordnet werden, muss die erforderliche Gesamtschalldämmung der 
Außenfassaden auch im Lüftungszustand (z. B. durch schallgedämmte Lüftungssysteme oder 
Belüftungen über die lärmabgewandte Fassadenseite) sicher gestellt werden.

5.4. Für die Außenbauteile, die auf der zur Geräuschquelle abgewandten Gebäudeseite angeordnet sind, 
können um 5 dB(A) verminderte Werte angesetzt werden. 

5.5. Von den hier festgelegten Anforderungen kann ausnahmsweise durch Einzelfallnachweis 
abgewichen werden, wenn sich durch eine Neuberechnung der Geräuschimmissionen unter 
Berücksichtigung des konkreten Bauvorhabens andere Beurteilungspegel an den verschiedenen 
Fassaden ergeben.

5.6 Hinweis: Darüber hinaus wird empfohlen, im Rahmen von Neubaumaßnahmen durch die Gestaltung 
der Grundrisse und geschickte Anordnung der Schlafräume zur lärmabgewandten Seite der vorhandenen 
Lärmsituation Rechnung zu tragen.

Bezugspunkt FahrbahnBezugspunkt für Trauf- und Firsthöhe

Die Definition  der Bezugspunkte 
der Trauf-und Firsthöhen dient
der Ilustratuion und ist keine 
Festsetzung.
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